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HAUSCHILD BOTTCHER

NOTARE

SATZUNG

net digital AG

mit dem Sitz in Düsseldorf

in der Fassung vom 22.08.2025, UVZ-Nr. B 3114/2025

des Notars Prof. Dr. Leif Böttcher mit dem Amtssitz in Düsseldorf

lch bescheinige, dass die geänderten Bestimmungen der Satzung mit dem Beschluss der

Hauptversammlung über die Änderung der Satzung vom 22.08.2025, und die unveränder-

ten Bestimmungen mit dem zuletzt dem Handelsregister eingereichten vollständigen

Wortlaut der Satzung übereinstimmen.

Düsseldorf, den 17. September 2025

L.S. gez. Böttcher

Prof. Dr. Leif Böttcher

der

SchadowArkaden Btumenstraße28 40212Düsseldof Germany T+49(0)211-8ó525-0 F+49(0)211-86525-25



SATZUNG

der net digitalAG

t.

Allgemeine Bestimmungen

sr
Firma, Sitz und Dauer

(1) Die Firma der Gesellschaft lautet:

net digìtalAG

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Düsseldorf

(3) Die Dauer der Gesellschaft ist nicht auf eine þestimmte Zeit beschränkt.

s2
Gegenstand des Unternehmens

(1) Gegenstand des Unternehmens sind Dienstleistungen im Bereich der Telekom-
munikation, lnformationstechnologie, der Elektronik sowie der Handel mit Wa-
ren aus diesen Bereichen, Ausgenommen sind unmittelbare Tätigkeiten der Ge-
sellschaft, die einer Erlaubnispflicht nach dem Kapitalanlagegesetzbuch
(KAGB) oder dem Kreditwesengesetz (l(WG) oder dem Zahlungsdiensteauf-
sichtsgesetz (ZAG) unterliegen. Solche Tätigkeiten, insbesondere die Erbrin-
gung von Zahlungsdienstleistungen, können jedoch mittelbar durch mit der Ge-
sellschaft verbundene Unternehmen erbracht werden, soweit die dafür erforder-
liche Çenehmigung und/oder Erlaubnis erteilt worden ist.

(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die zur
Erreichung des Geschäftszwecks erforderlich oder zweckmäßig erscheinen.
Die Gesellschaft kann insbesondere auch im ln- und Ausland Zweigniederlas-
sungen errichten, Unternehmen gründen, enrerben oder sich an solchen betei-
ligen sowie Unternehmens- und Kooperationsverträge mit anderen Unterneh-
men abschließen.



il.
Grundkapital und Aktien

s3
Grundkapital

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 2.144.280,00 (in Worten: zwei Millio-
nen einhundertvierundvierzigtausend zweihundertachtzig Euro) und ist eingeteilt in

2.1 44.280 Stückaktien.

s4
Maßnahmen der Kapitalbeschaffung

A. Genehmigtes Kapital

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der
Gesellschaft in der Zeit bis zum 29. August 2029 einmalig oder mehrmals um insge-
samt bis zu EUR 1 .072.140,00 durch die Ausgabe von bis zu Stück 1.072.140
neuen, auf den lnhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu

erhöhen (Genehmigtes Kapital202$. Den Aktionären ist dabei grundsätzlich ein Be-
zugsrecht zu gewähren. Dazu kann auch vorgesehen werden, dass die Aktien von
einem oder mehreren Kreditinstituten oder anderen, die Voraussetzungen des $ 186
Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllenden Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen
werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist jedoch ermäch-
tigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre bei
Ausgabe der neuen Aktien insbesondere in den folgenden Fällen auszuschließen:

zur Vermeidung von Spitzenbeträgen, die sich aufgrund des Bezugsverhältnis-
ses ergeben;

bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zur Gewährung
von neuen Aktien als Gegenleistung im Rahmen von Unternehmenszusam-
menschlüssen oder im Rahmen des Enruerbs von Unternehmen, Teilen von
Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen, einschließlich der Erhö-
hung bestehenden Anteilsþesitzes, oder von anderen mit einem solchen Ak-
q u isitionsvorhaben im Zusammen han g stehenden ein lagefäh igen Wi rtschafts-
gütern, einschließlich Forderungen Dritter gegen die Gesellschaft oder nach-
geordnet mit ihr verbundener Unternehmen;

bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn die neuen Aktien zu einem
Ausgabebetrag ausgegeben werden, der den Börsenpreis der þereits börsen-

a

a



a
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notierten Aktien gleicher Gattung und Ausstattung nicht wesentlich unter-
schreitet; diese Ermächtigung ist auf die Ausgabe von Aktien beschränkt, de-
ren anteiliger Betrag am Grundkapital insgesamt20 Prozent des Grundkapi-
tals der Gesellschaft nicht üþerschreitet. Maßgeblich hierfür ist das Grundkapi-
tal bei Wirksamwerden der Ermächtigung oder - falls dieser Wert geringer ist -

bei Ausnutzung der Ermächtigung.

soweit es erforderlich ist, um den lnhabern und/oder Gläubigern von Wand-
lungs- und/oder Optionsrechten bzw. den Schuldnern von Wandlungs- und/o-
der Optionspflichten aus Schuldverschreibungen, die von der Gesellschafi o-
der nachgeordnet mit ihr verbundenen Unternehmen ausgegeben worden
sind, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es
ihnen nach Ausübung der Wandlungs- und/oder Optionsrechte bzw. nach Er-

füllung der Wandlungs- und/oder Optionspflichten zustände;

zur Durchführung einer sogenannten Aktiendividende (scrip dividend), bei der
den Aktionären angeboten wird, ihren Dividendenanspruch ganz oder teil-
weise als Sacheinlage zum Bezug neuer Aktien in die Gesellschaft einzubrin-
gen.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzel-
heiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Der Aufsichtsrat ist
ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des
Genehmigten Kapitals 2024 und nach Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen."

B. Bedingtes Kapital

(1) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 482.380,00 durch Ausgabe von bis
zu Stück 482.380 neue auf den Inhaber lautende Stückaktien bedingt er-
höht (Bedingtes Kapital 2025). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur in-
soweit d u rchgefü h rt, wie d ie I n haber von Wandelsch u ldversch reibu ngen,
die auf der Grundlage der von der Hauptversammlung am 22. August
2025 beschlossenen Ermächtigung bis zum 21. August 2030 begeben
werden, von ihrem Wandlungsrecht Gebrauch machen oder Wandlungs-
pflichten aus solchen Wandelschuldverschreíbungen erfüllt werden und
soweit nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden.
Die aufgrund der Ausübung des Wandlungsrechts oder der Erfüllung der
Wandlungspflicht ausgegebenen neuen Aktien nehmen vom Beginn des
Geschäftsjahres, in dem sie entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand ist
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates die weiteren Einzelheiten
der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Auf-
sichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der je-
weiligen Ausgabe der Bezugsaktien anzupassen sowie alle sonstigen
damit in Zusammenhang stehenden Anpassungen der Satzung vorzu-
nehmen, die nur die Fassung betreffen. Entsprechendes gilt im Falle der
Nichtausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelanleihen



nach Ablauf des Ermächtigungszeitraums sowie im Falle der Nichtaus-

nutzung des bedingten Kapitals nach Ablauf der Fristen für die Ausübung

von Wandlungsrechten bzw. für die Erfüllung von Wandlungspflichten.

(2) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 589.760,00 durch Ausgabe von bis

zu 589.760 neuen auf den lnhaber lautende Stückaktien bedingt erhöht
(Bedingtes Kapital 2021). Die Bedingte Kapitalerhöhung wird nur inso-

weit durchgeführt, wie die lnhaber von Wandelschuldverschreibungen,
die auf der Grundlage der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 7.

Oktober 2021 bis zum 6. Oktober 2026 begeben werden, von ihrem

Wandlungsrecht Gebrauch machen oder Wandlungspflichten aus sol-

chen Schuldverschreibungen erfüllt werden und soweit nicht andere Er-

füllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. Die neuen Aktien neh-

men vom Beginn des Geschäftsjahres, in dem sie durch Ausübung von

Wand lungsrechten oder d urch Erfüllung von Wandlungspflichten entste-
hen, am Gewinn teil. Der Vorstand ist ermächtigt mit Zustimmung des

Aufsichtsrates die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten

Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fas-

sung der Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des beding-

ten Kapitals anzupassen.

(3) Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, $ 3 und $ 4 B, der Satzung zu ändern,

soweit von der Ermächtigung zur Kapitalerhöhung Gebrauch gemacht

bzw. die Ermächtigung gegenstandslos wird.

s5
Aktien

(1) Die Aktien lauten auf den lnhaber. Dies gilt auch bei Kapitalerhöhungen falls
nichts anderes beschlossen wird.

(2) Die Form und den lnhalt der Aktienurkunden sowie der Gewinnanteils- und Er-

neuerungsscheine sowie von Schuldverschreibungen und Zinsscheine be-

stimmt der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats.

(3) Die Gesellschaft ist berechtigt, Aktienurkunden auszustellen, die jeweils meh-

rere Aktien verbriefen (Sammelurkunden). DerAnspruch des Aktionärs auf Ver-
briefung seines Anteils ist ausgeschlossen; dies gilt, auch wenn ausgegebene

Aktien eingereicht oder für kraftlos erklärt werden.



lll.
Der Vorstand

s6
Zusammensetzung des Vorstands

Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus einer oder mehreren Personen. Die Zahl

der Mitglieder des Vorstands bestimmt der Aufsichtsrat. Auch wenn das Çrundkapital

mehr als 3 Millionen Euro (in Worten: drei Millionen Euro) beträgt, kann der Aufsichts-

rat bestimmen, dass der Vorstand nur aus einer Person besteht. Der Aufsichtsrat kann

ein Vorstandmitglied zum Vorsitzenden des Vorstands ernennen, wenn der Vorstand

aus mehreren Personen besteht. Der Aufsichtsrat kann auch stellvertretende Vor-

standsmitg lieder bestellen.

Die Verteilung der Geschäfte unter den Mitgliedern des Vorstands sowie die Einzel-

heiten der Beschlussfassung des Vorstandes regelt der Aufsichtsrat durch eine jeder-

zeit abänderbare Geschäftsordnung. ln dieser Geschäftsordnung ist auch festzulegen,

welche Geschäfte - über die gesetzlichen vorgesehenen Fälle hinaus - der Zustim-

mung des Aufsichtsrates bedürfen.

s7
Geschäftsordnung und Beschlussfassung des Vorstands

(1) Die Beschlüsse des Vorstandes werden mit einfacher Mehrheit der abgegebe-

nen Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt.

(2) Der Vorstand kann sich mit Zustimmung des Aufsichtsrats eine Geschäftsord-

nung geben, soweit nicht eine solche durch den Aufsichtsrat bestimmt wurde

gemäß$6Satz6.

Der Vorstand kann in allen Fragen der Geschäftsftihrung die Entscheidung der

Hauptversammlung herbeiführen. lm Falle des S 111 Abs. 4 Satz 3 AktG wie

bei schwerwiegenden Eingriffen in Rechten der Aktionäre ist er hierzu verpflich-

tet.

(3)

s8
Vertretung der Gesellschaft

(1) tst nur ein Vorstandsmitglied bestellt, vertritt dieses die Gesellschaft allein. Sind

mehrere Vorstandsmitglieder bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Vor-

standsmitglieder gemeinsam oder durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft

mit einem Prokuristen vertreten.



(2') Der Aufsichtsrat kann einzelne Vorstandsmitglieder ermächtigen, die Gesell-

schaft allein zu vertreten.

(3) DerAufsichtsrat kann einzelnen Vorstandsmitgliedern generell oderfür den Ein-

zelfall die Befugnis erteilen, die Gesellschaft bei der Vornahme von Rechtsge-

schäften mit sich als Vertreter eines Dritten uneingeschränkt zu vertreten.

¡v.
Der Aufsichtsrat

se
Zusam mensetzu n g, Amtsda uer u nd Amtsn iederleg u n g

(1) Der Aufsichtstat besteht aus drei Mitgliedern

(2) Die Wahl sämtlicher Aufsichtsratsmitglieder erfolgt auf die Dauer von vier Jah-
ren, so dass die Amtszeit mit dem Schluss der Vierten auf die Wahl folgenden
ordentlichen Hauptversammlung endet. Ausscheidende Aufsichtsratsmitglieder
sind wieder wählbar.

(3) Für jedes Aufsichtsratsmitglied kann gleichzeitig ein Ersatzmitglied gewählt wer-
den. Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle des ausgeschiedenen Mitglieds, so
erlischt sein Amt mit Ende der Hauptversammlung, in der eine Ergänzungswahl
stattfindet, spätestens jedoch mit Ablauf der Amtszeit des ausgeschiedenen
Aufsichtsratsmitglieds. Ergänzungswahlen erfolgen für die restliche Amtsdauer
des ausgeschiedenen Mitglieds.

(4) Jedes Mitglied und die Ersatzmitglieder des Aufsichtsrats können ihr Amt mit
Monatsfrist zum Monatsende auch ohne wichtigen Grund durch schriftliche Mit-
teilung an den Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder an den Vorstand niederle-
gen. Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines vorzeitigen ausscheidenden
Mitglieds gewählt, so besteht sein Amt für den Rest der Amtsdauer des aus-
scheidenden Mitg lieds.

(5) Die Abberufung von durch die Hauptversammlung gewählten Mitgliedern bedarf
der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

s10
Aufs ic hts ratsvo rs itze nd e r u n d se i n Stel lve rtrete r

(1) lm Anschluss an die Hauptversammlung, in der die Aufsichtsratsmitglieder neu
gewählt worden sind, wählt der Aufsichtsrat in einer Sitzung, zu der es einer
besonderen Einladung nicht bedarf, aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und
einen Stellvertreter für die Dauer seiner Amtszeit. Die Sitzung wird von dem an



Lebensjahren ältesten anwesenden Aufsichtsratsmitglied eröffnet, der den Vor-

sitzenden wählen lässt. Entsprechendes gilt, wenn der Vorsitzende oder sein

Stellvertreter wegen Ablauf ihrer Amtszeit mit Beendigung einer Hauptver-

sammlung aus dem Aufsichtsrat ausseiden.

(2) Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vorzeitig aus dem Amt aus, so

hat der Aufsichtsrat unverzüglich einen Nachfolger des Ausgeschiedenen für
dessen restliche Amtszeit zu wählen.

s11
Ausschüsse des Aufsichtsrats

Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte Ausschüsse für besondere Aufgaben und Be-

fugnisse bilden. Den Ausschüssen des Aufsichtsrats können auch, soweit gesetzlich

zulässig, Entscheidungsbefugnisse des Aufsichtsrats übertragen werden. Für Be-

schlussfassungen in den Ausschüssen gelten die folgenden Bestimmungen entspre-

chend, soweit n icht zwi ngend gesetzliche Vorsch riften entgegenstehen.

s12
Sitzungen des Aufsichtsrats

(1) Der Vorsitzende - im Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter - beruft die

Sitzungen des Aufsichtsrats mit der Frist von zwei Wochen schriftlich oder fern-

mündlich (Telefax) ein. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der Ab-

sendung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. ln dringen-

den Fällen kann der Vorsitzende die Einberufungsfrist bis auf drei Tage abkür-

zen und die Sitzung mündlich oder fernmündlich einberufen. ln diesen Fällen

bedürfen die Beschlüsse auf Antrag mindestens eines Aufsichtsrats der Bestä-

tigung durch die nächste ordentliche Aufsichtsratssitzung.

(2) Mit der Einladung sind Ort, Tag, Zeil sowie die einzelnen Gegenstände der Ta-
gesordnung mitzuteilen. Der Vorsitzende kann von der Bekanntgabe einzelner
Punkte der Tagesordnung absehen, soweit dies nach seinem pflichtgemäßen

Ermessen zur Vermeidung von Nachteilen für die Gesellschaft oder mit ihr ver-

bundene Unternehmen ratsam erscheint.

(3) lst ein Tagesordnungspunkt nicht ordnungsgemäß angeklindigt worden, darf

hierüber nur beschlossen werden, wenn kein Aufsichtsratsmitglied widerspricht.

Abwesenden Aufsichtsratsmitgliedern ist in einem solchen Fall Gelegenheit zu

geben, binnen einer vom Vorsitzenden festzusetzenden angemessenen Frist

der Beschlussfassung nachträglich zu widersprechen; der Beschluss wird erst

wirksam, wenn die abwesenden Aufsichtsmitglieder innerhalb der Frist nicht wi-

dersprochen haben.



(4) DerAufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder des Aufsichtsrats

unter der zuletzt dem Vorsitzenden bekanntgegebenen Anschrift beziehungs-

weise Telefaxnummer ordnungsgemäß zu einer Sitzung eingeladen wurden

und mindestens die Hälfte der Mitglieder des Aufsichtsrats, mindestens jedoch

drei Mitglieder, an der Beschlussfassung teilnehmen. Abwesende Aufsichtsrats-

mitglieder oder eine andere gemäß Absatz 5 teilnehmende Person schriftlich

Stimmabgaben überreichen lassen, nehmen an der Beschlussfassung teil.

(5) An den Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse kann der Vorstand

mit beratender Stimme teilnehmen. Ferner können Personen, die dem Auf-

sichtsrat nicht angehören, an Stelle von verhinderten Aufsichtsratsmitgliedern

teilnehmen, wenn diese sie hierzu schriftlich ermächtigt haben.

(6) Der Vorsitzende - im Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter - leitet die

Sitzungen des Aufsichtsrats und bestimmt die Reihenfolge der Verhandlungs-
gegenstände sowie die Art der Abstimmung'

(7) über die Sitzungen des Aufsichtsrats sind Niederschriften anzufertigen, die vom

Aufsichtsratsvorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen sind. Der

Aufsichtsrat tagt mindestens vier Mal während eines Geschäftsjahres.

s13
Besch I ussfassu n g u nd Wi I lenserkläru n g des Aufsichts rats

(1) Der Aufsichtsrat fasst seine Beschlüsse mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der

abgegebenen Stimmen, soweit das Gesetzt nicht etwas anderes bestimmt.

Stimmenthaltungen werden bei der Feststellung des Abstimmungsergebnisses
nicht mitgezählt.

(2) Eine auf Anordnung des Aufsichtsratsvorsitzenden erfolgten Beschlussfassung

oderWahldurch schriftliche, telegraphische, fernmündliche oderfernschriftliche
(Telefax) Stimmabgabe ist zulässig, wenn kein Aufsichtsratsmitglied diesem

Verfahren innerhalb einer vom Vorsitzenden zu bestimmenden angemessenen

Frist widerspricht; S 13 Abs. 3 gilt entsprechend. Die Niederschrift über schrift-

lich, telegraphisch, fernmündlich oder fernschriftlich (Telefax) gefasste Be-

schlüsse hat der Vorsitzende des Aufsichtsrats zu unterzeichnen und sämtli-

chen Aufsichtsmitgliedern zuzuleiten.

(3) Der Vorsitzende ist ermächtigt, die zur Durchführung der Beschlüsse des Auf-

sichtsrats erforderliche Willenserklärungen, im Namen des Aufsichtsrats, ab-

zugeben und entgegenzunehmen.



s14
Vergütu ng des Aufsichtsrats

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für jedes volle Geschäftsjahr ihrer Zu-

gehörigkeit zum Aufsichtsrat eine feste Vergütung, die das einzelne Mitglied

EUR 5.000,00, für den Vorsitzenden des Aufsichtsrats 8.000,00 und für den

stel lvertretenden Vorsitzenden des Aufsichtsrats EU R 6. 500, 00 beträgt.

(2) Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern darüber hinaus ihre im

Zusammenhang mit der Aufsichtsratstätigkeit anfallenden Auslagen sowie eine

auf die Vergütung entfallende Umsatzsteuer.

(3) Aufsichtsratsmitglieder, die nur während eines Teils des Geschäftsjahres dem

Aufsichtsrat angehört haben, erhalten eine zeitanteilige Vergütung.

(4\ Die Vergütung nach Abs. 1 ist mit Ablauf des Geschäftsjahres zahlbar.

(5) Die Gesellschaft ist ermächtigt, für die Mitglieder des Aufsichtsrats eine Vermö-
gensschaden-Haftpflichtversicherung (sog. D&O-Versicherung) zu marktkon-

formen und angemessenen Bedingungen abzuschließen, wobei die Versiche-
rungsprämie von der Gesellschaft übernommen wird,

sr5
Verschwiegen heitspfl icht der Aufs ichtsratsm itg I ieder

(1) über vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Be-

triebs- oder Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Tätigkeiten im Auf-
sichtsrat bekannt geworden sind, haben die Aufsichtsratsmitglieder- auch nach

dem Ausscheiden aus dem Amt - Stillschweigen zu bewahren. Bei Sitzungen
des Aufsichtsrats anwesende Personen, die nicht Aufsichtsratsmitglieder sind,

sind zur Verschwiegenheit ausdrücklich zu verpflichten.

(2) Beabsichtigt ein Aufsichtsratsmitglied - auch nach dem Ausscheiden aus dem

Amt -, vertrauliche Angaben, Geheimnisse oder lnformationen, von denen nicht

mit Sicherheit auszuschließen ist, dass es sich um vertrauliche Angaben oder

Geheimnisse handelt, an Dritte weiterzugeben, so hat es dies dem Vorsitzen-
den des Aufsichtsrats und dem Vorstand unter Bekanntgabe des Empfängers
zuvor schriftlich mitzuteilen und diesen Gelegenheit zur Stellungnahme zu ge-

ben, ob die Weitergabe der lnformationen mit Abs. 1 vereinbar ist.

(3) Jedes Aufsichtsratsmitglied und jedes Ersatzmitglied hat im Falle seines Aus-
scheidens aus dem Amt sämtliche in seinem Besitz befindliche vertrauliche Un-

terlagen der Gesellschaft an den Vorsitzenden des Aufsichtsrats auszuhändi-
gen.



V.
Die Hauptversammlung

s16
Ordentliche u nd außerordentl iche Hauptversammlung

(1) Die ordentliche Hauptversammlung findet innerhalb der ersten acht Monate

nach Beendigung des Geschäftsjahres statt.

(2) Sie beschließt insbesondere über die Entlastung des Vorstands und des Auf-

sichtsrats, die Verwendung des Bilanzgewinns, über die Wahl des Abschluss-
prüfers und in den im Gesetz vorgesehenen Fällen über die Feststellung des

Jahresabschlusses.

(3) Außerordentliche Hauptversammlungen sind in den durch Gesetz bestimmten

Fällen sowie dann einzuberufen, wenn das Wohl der Gesellschaft es erfordert.

s17
Einberufung der Hauptversammlung

(1) Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder durch die in den gesetz-

lich vorgeschriebenen Fällen hierzu Berechtigen einberufen'

(2) Die Hauptversammlung ist mindestens 30 Tage vor dem Tag der Hauptver-

sammlung einzuberufen. Die Mindestfrist nach Satz 1 verlängert sich um die

Tage der Anmelde- und Nachweisfrist nach S 18 Abs. 1 und 2 der Satzung. Der

Tag der Hauptversammlung und der Tag der Einberufung sind nicht mitzurech-

nen.

(3) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder einer deutschen

Stadt mit mehr als 200.000 Einwohnern statt.

(4) Der Vorstand ist gemäß Beschlussfassung der Hauptversammlung am 25. Au-
gust 2023 ermächtigt vorzusehen, dass eine Versammlung ohne physische Prä-

senz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung

abgehalten wird (virtuelle Hauptversammlung), wenn die Versammlung inner-

halb von fünf Jahren nach Eintragung dieser Satzungsbestimmung in das Han-

delsregister stattfindet.

s18
Voraussetzung für die Teilnahme und die Stimmrechtsausübung

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts

sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich bei der Gesellschaft angemel-

det haben. Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung



hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung

zugehen. ln der Einberufung kann eine auf bis zu drei Tage vor der Hauptver-

sammlung verkürzte Frist vorgesehen werden. Der Tag der Hauptversammlung

und der Tag des Zugangs sind nicht mitzurechnen. Die Anmeldung bedarf der

Textform (S 126b BGB) und muss in deutscher oder englischer Sprache erfol-
gen.

(2) Als Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme reicht der Hauptversammlung

und zur Ausübung des Stimmrechts reicht ein Nachweis gemäß $ 67c Abs. 3
AktG aus. Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich auf den Geschäftsschluss

des22. vor der Versammlung zu beziehen und muss der Gesellschaft, unter der

in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der

Versammlung zugehen. ln der Einberufung kann eine bis zu drei Tage vor der

Hauptversammlung verkürzte Frist vorgesehen werden. Der Tag der Hauptver-

sammlung und der Tag des Zugangs sind nicht mitzurechnen.

(3) Die Einzelheiten der Anmeldung, des Nachweises über den Anteilsbesitz und

die Ausstellung von Eintrittskarten sind in der Einladung bekannt zu geben.

(4) Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Die Er-

teilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung ge-

genüber der Gesellschaft bedürfen der Textform. S 135 AktG bleibt unberührt.

(5) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass die Aktionäre an der Hauptver-

sammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmäch-

tigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise

im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können (Online-Teilnahme).

Der Vorstand ist auch ermächtigt, den Umfang und das Verfahren der Teil-

nahme und Rechtsausübung nach Satz 1 zu bestimmen.

(6) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch

ohne an der Versammlung teilzunehmen, schriftliche oder im Wege elektroni-

scher Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch er-

mächtigt, nähere Bestimmungen zum Verfahren zu treffen.

(7) Die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats sollen an der Hauptver-

sammlung persönlich teilnehmen. Mitgliedern des Aufsichtsrats ist die Teil-

nahme an der Hauptversammlung im Wege der Bild- und Tonübertragung in

den Fällen gestattet, in denen ihnen aufgrund rechtlicher Einschränkungen, aus

gesundheitlichen Gründen, aufgrund ihres Aufenthalts im Ausland oder auf-

grund einer unangemessenen Anreisedauer die physische Präsenz am Ort der

Hauptversammlung nicht oder nur mit erheblichem Aufwand möglich wäre oder

wenn die Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung ohne physische

Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversamm-

lung abgehalten wird.



sre
Versammlungsleitung

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats,

im Falle seiner Verhinderung ein von ihm bestimmtes anderes Aufsichtsratsmit-
glied. lst der Vorsitzende verhindert und hat er niemanden zu seinem Vertreter

bestímmt, so leitet sein Stellvertreter die Hauptversammlung. lst keiner der vor-

bezeichneten Personen erschienen oder zur Leitung der Versammlung bereit,

so eröffnet der an Lebensjahren älteste anwesende Aktionär die Versammlung

und lässt von dieser einen Vorsitzenden wählen'

(2) Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und bestimmt die Reihenfolge der

Verhandlungsgegenstände sowie die Art und Form der Abstimmung.

(3) Soweit der Vorsitzende nichts anderes bestimmt, werden die Ja-Stimmen durch

Abzug der Nein-Stimmen und der Stimmrechtsenthaltungen von den Stimmen

der bei der Abstimmung anwesenden oder vertretenen stimmberechtigten Akti-

onäre ermittelt.

s20
Stimmrecht u nd Beschl ussfassu ng

(1) Je eine Stückaktie gewährt eine Stimme

Die Hauptversammlung fasst ihre Beschlüsse mit der einfachen Mehrheit der

abgegebenen Stimmen, soweit gesetzlich nicht andere Mehrheiten erforderlich

sind, und, soweit eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit der einfachen Mehr-

heit des bei der Beschlussfassung auf die vertretenen stimmberechtigten Stück-

aktien entfallenden Betrags des Grundkapitals, soweit nicht das Gesetz oder

die Satzung zwingend eine größere Mehrheit erfordert. Stimmenthaltungen wer-

den nicht mitgezählt. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt.

(2)

(3) Wird bei Wahlen eine Stimmenmehrheit der abgegebenen Stimmen im ersten

Wahlgang nicht erreicht, findet eine engere Wahl unter denjenigen Personen

statt, welche die meisten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit auch

im zweiten Wahlgang entscheidet das Los.



vt.
Geschäftsjahr, Ermittlung und Venruendung des Bilanzgewinns

s21
Geschäftsjah r und Gewinnermittl ung

(1) Das Geschäftslahr läuft vom 1. Januar bis zum darauffolgenden 31. Dezember

eines jeden Jahres. Das erste Geschäftsjahr ist ein Rumpfgeschäftsjahr.

(2) Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind gemäß den gesetzlichen Rege-

lungen aufzustellen, falls erforderlich zu prüfen und festzustellen.

s22
Gewinnverwendung

(1) über die Verwendung des Bilanzgewinns beschließt die Hauptversammlung

(2) Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnverteilung der neuen Aktien gemäß

$ 60 Abs. 3 AktG abweichend beschlossen werden'

vl¡.
Schlussbestimmungen

s23
Satzungsänderungen

Der Aufsichtsrat ist befugt, Anderungen der Satzung, die nur deren Fassung betreffen,

Insbesondere auch Anderungen der Angaben über das Grundkapital entsprechend

dem jeweiligen Umfang der Kapitalerhöhung aus bedingtem und genehmigtem Kapi-

tal, vorzunehmen.

s24
Gründungsaufwand

Die Gesellschaft trägt die mit der Grtlndung verbundenen Gerichts- und Notarkosten

einschließlich der Kosten der Veröffentlichung sowie sonstige Rechts- und Steuerbe-

ratungskosten bis zu einem Gesamtbetrag von 4.000,00 €.



s25
Bekanntmachungen

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im elektronischen Bundesanzeiger



Hiermit beglaubige ich die Übereinstimmung der in dieser Datei enthaltenen Bilddaten (Abschrift) 

mit dem mir vorliegenden Papierdokument (Urschrift).

Düsseldorf, den 17.09.2025

Dr. Leif Böttcher, Notar


